














reichend wahrscheinliche Gefahr für Leib und Leben von Personen, die bei einem Zuwarten bis

zur Unanfechtbarkeit des Bescheides zumindest für die Dauer der Widerspruchsfrist bestehen

bleiben müsste. Den Eisenbahnen und Haltern werden keine Investitionen oder Ähnliches abver­

langt, die im Falle einer Aufhebung dieser Anordnung nicht oder nur schwer wieder rückgängig zu

machen wären.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Widerspruch er­

hoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen beim

Eisenbahn- Bundesamt

Heinemannstr. 6

53175 Bonn.

Hinweise

Bei neuen oder umzubauenden Fahrzeugen wird empfohlen, ein akustisches Warnsignal oder

eine auffällige Anzeige vorzusehen, solange die Bedienungseinrichtung in der Stellung Sanden

gerastet eingeschaltet oder dauerhaft angetastet ist.

Unbeschadet dieser behördlichen Anweisung zur Gefahrenabwehr obliegt es den Eisenbahnen, im

Rahmen Ihrer Betreiberverantwortung nach § 4 Abs. 3 AEG gefährliche Ereignisse oder Ereignis­

se mit Auswirkung auf die Sicherheit des Betriebs strukturiert zu untersuchen und auch ggf. wei­

tergehende Maßnahmen zur GeWährleistung des sicheren Betriebs zu ergreifen.

Gegen die Anordnung der sofortigen Vollziehung hat gemäß § 80 Abs. 2 Nr. 4 VwGO ein Wider­

spruch gegen die Sachentscheidung keine aufschiebende Wirkung. Gegen die Anordnung der

sofortigen Vollziehung kann die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung beim zuständigen

Verwaltungsgericht beantragt werden.

Mit freundlichen Grüßen

Im Auftrag

(Beschow)
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